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Urteile und Beschlüsse:

 
1. Bewertungsgesetz: Hinzurechnung im vereinfachten Ertragswertverfahren 

Urteil vom 25.03.2026, Az: II R 17/23 
Der Aufwand aus einer Rückstellung für eine wegen eines Kartellrechtsverstoßes ver-
hängte Geldbuße mit ausschließlich ahndendem Charakter ist als außerordentliche 
Aufwendung nach § 202 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. c des Bewertungsgesetzes dem 
Ausgangswert hinzuzurechnen. 
 

  
2. Grundsteuer: Verfassungsmäßigkeit des Landesgrundsteuergesetzes Baden-

Württemberg 
Urteil vom 22.04.2026, Az: II R 26/24 
1. Nach § 38 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung einer Landesgrundsteuer des Landes 
Baden-Württemberg (Landesgrundsteuergesetz vom 04.11.2020, BWGBl. 2020, 974 -
-LGrStG BW--) ist der Bodenrichtwert des Richtwertgrundstücks pauschal und ohne 
individuelle Anpassung auf alle Grundstücke in der Bodenrichtwertzone anzuwenden. 
 
2. Der Nachweis eines geringeren Bodenwerts aufgrund objektspezifischer Besonder-
heiten des zu bewertenden Grundstücks ist allein nach Maßgabe der Voraussetzungen 
des § 38 Abs. 4 LGrStG BW möglich. 
 
3. Das LGrStG BW ist formell verfassungsgemäß. Dem Land Baden-Württemberg 
stand die Gesetzgebungskompetenz aus Art. 105 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Art. 72 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 7 des Grundgesetzes (GG) zu. Eine nur an den unbebauten Grund und Bo-
den anknüpfende Bodenwertsteuer ist vom Regelungsbereich des Art. 72 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 7 GG gedeckt. 
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4. Das LGrStG BW greift nicht unzulässig in die konkurrierende Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes für das Bodenrecht aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 i.V.m. Art. 72 Abs. 1 
GG ein. 
 
5. § 38 LGrStG BW ist materiell-rechtlich verfassungsgemäß. Es verstößt nicht gegen 
den Grundsatz der Lastengleichheit aus Art. 3 Abs. 1 GG , dass der Landesgesetzgeber 
bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts an den Wert des Grund und Bodens anknüpft, 
ohne zwischen bebauten und unbebauten Grundstücken zu unterscheiden. 
 
6. Belastungsgrund des LGrStG BW ist neben der mit dem Grundbesitz verbundenen 
Nutzungsmöglichkeit kommunaler Infrastrukturleistungen das in den Bodenrichtwer-
ten verkörperte Potenzial einer ertragbringenden Nutzung des Grundbesitzes. Die ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen an eine hinreichende Erkennbarkeit dieses Belas-
tungsgrundes sind gewahrt. 
 
7. Es liegt kein Verstoß gegen den Grundsatz der Vorhersehbarkeit der Abgabenlast 
im Hinblick darauf vor, dass die genaue Höhe der zu zahlenden Grundsteuer regelmä-
ßig erst feststeht, wenn die Grundsteuer festgesetzt wurde. 
 
8. Das LGrStG BW verstößt nicht gegen die verfassungsrechtliche Pflicht zum Schutz 
natürlicher Lebensgrundlagen aus Art. 20a GG . 
 

  
3. Grundsteuer: Verfassungsmäßigkeit des Landesgrundsteuergesetzes Baden-

Württemberg 
Urteil vom 22.04.2026, Az: II R 27/24 
1. Nach § 38 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung einer Landesgrundsteuer des Landes 
Baden-Württemberg (Landesgrundsteuergesetz vom 04.11.2020, BWGBl. 2020, 974 -
-LGrStG BW--) ist der Bodenrichtwert des Richtwertgrundstücks pauschal und ohne 
individuelle Anpassung auf alle Grundstücke in der Bodenrichtwertzone anzuwenden. 
 
2. Der Nachweis eines geringeren Bodenwerts aufgrund objektspezifischer Besonder-
heiten des zu bewertenden Grundstücks ist allein nach Maßgabe der Voraussetzungen 
des § 38 Abs. 4 LGrStG BW möglich. 
 
3. Das LGrStG BW ist formell verfassungsgemäß. Dem Land Baden-Württemberg 
stand die Gesetzgebungskompetenz aus Art. 105 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Art. 72 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 7 des Grundgesetzes (GG) zu. Eine nur an den unbebauten Grund und Bo-
den anknüpfende Bodenwertsteuer ist vom Regelungsbereich des Art. 72 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 7 GG gedeckt. 
 
4. Das LGrStG BW greift nicht unzulässig in die konkurrierende Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes für das Bodenrecht aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 i.V.m. Art. 72 Abs. 1 
GG ein. 
 
5. § 38 LGrStG BW ist materiell-rechtlich verfassungsgemäß. Es verstößt nicht gegen 
den Grundsatz der Lastengleichheit aus Art. 3 Abs. 1 GG , dass der Landesgesetzgeber 
bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts an den Wert des Grund und Bodens anknüpft, 
ohne zwischen bebauten und unbebauten Grundstücken zu unterscheiden. 
 
6. Belastungsgrund des LGrStG BW ist neben der mit dem Grundbesitz verbundenen 
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Nutzungsmöglichkeit kommunaler Infrastrukturleistungen das in den Bodenrichtwer-
ten verkörperte Potenzial einer ertragbringenden Nutzung des Grundbesitzes. Die ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen an eine hinreichende Erkennbarkeit dieses Belas-
tungsgrundes sind gewahrt. 
 
7. Es liegt kein Verstoß gegen den Grundsatz der Vorhersehbarkeit der Abgabenlast 
im Hinblick darauf vor, dass die genaue Höhe der zu zahlenden Grundsteuer regelmä-
ßig erst feststeht, wenn die Grundsteuer festgesetzt wurde. 
 
8. Das LGrStG BW verstößt nicht gegen die verfassungsrechtliche Pflicht zum Schutz 
natürlicher Lebensgrundlagen aus Art. 20a GG . 
 

  
4. Grunderwerbsteuer: Zurechnung bei Abschluss einer Treuhandvereinbarung 

Urteil vom 25.03.2026, Az: II R 30/25 
1. Gehört ein Grundstück zum Vermögen einer Personengesellschaft, entfällt die 
grunderwerbsteuerrechtliche Zurechnung des Grundstücks nicht dadurch, dass ein an 
der Personengesellschaft beteiligter Gesellschafter mit einem Treugeber vereinbart, 
den Gesellschaftsanteil treuhänderisch für diesen zu halten. Der Tatbestand des § 1 
Abs. 2 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) wird durch die allein auf die Gesell-
schaftsanteile bezogene Treuhandvereinbarung nicht erfüllt. 
 
2. Der Erwerb der unmittelbaren Beteiligung an einer grundbesitzenden Personenge-
sellschaft durch den Treugeber vom Treuhänder erfüllt --unter den weiteren Vorausset-
zungen der Norm-- den Tatbestand des § 1 Abs. 2a Satz 1 GrEStG. 
  
 

  
5. Verfahrensrecht: Wiedereinsetzung in vorigen Stand  

Urteil vom 24.02.2026, Az: VII R 34/24 
1. Ein einfach signierter anwaltlicher Schriftsatz genügt nicht den Anforderungen des 
§ 52a Abs. 3 Satz 1 Alternative 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO), wenn er als elekt-
ronisches Dokument von einem an das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspost-
fach angeschlossenen Client versandt wurde, der nicht im abschließenden Katalog des 
§ 52a Abs. 4 FGO enthalten ist. 
 
2. Die aus dem verfassungsrechtlichen Gebot eines fairen Verfahrens erwachsende ge-
richtliche Fürsorgepflicht gebietet es, einen Beteiligten im Rahmen des ordnungsge-
mäßen Geschäftsgangs auf einen leicht erkennbaren Formmangel hinzuweisen und 
ihm die Möglichkeit einzuräumen, den Fehler innerhalb der noch laufenden Klagefrist 
zu beheben. 
 
3. Die Prüfung, ob ein aus einem persönlichen besonderen elektronischen Anwalts-
postfach versandter Schriftsatz auf einem sicheren Übermittlungsweg bei Gericht ein-
gereicht wurde, erfordert mit Blick auf den Prüfvermerk keinen großen Zeitaufwand. 
Es handelt sich hierbei um einen leicht erkennbaren Formmangel. 
 
4. Eine Klagebegründung enthält zugleich auch die Rechtshandlung der Klageeinle-
gung, wenn sie den Anforderungen der § 52a Abs. 3 Satz 1, § 65 Abs. 1 Satz 1 FGO 
entsprechend eingereicht wurde. 
  

 

 


